
BUNDESMINISTERIUM FÜR UNTERRICHT, KUNST UND SP RT 

GZ. 13.352/4-111/3/85 

An das 

Sachbearbeiter: Dr. STIFTER 
Tel.: 6620/2368 DW 

Präsidium des Nationalrates 
. ',.,lf·' " ,,·,s.$ET 7EN-\·,·/ LJi'~f 

Parlament 
1010 Wien 

• . "-I ",. - .:J-:.f- -. 13 
I ZI ............................... - .. -GE! 9._ 

Datv'il: 25. JUN! 1985 
Entwurf: Allgemeines Universitäts-Studien- 26 
gesetz und Entwurf einer Novelle zum Bunde .verteiIL __ ::'==;::=~t::==J 
gesetz über die Abgeltung der Lehramtsprü- ~----­
fungstätigkeiten an Hochschulen - Stellung­
nahme 

Das Bundesministerium für Unterricht, Kunst und Sport übermittelt 
in der Anlage 25 Ausfertigungen seiner Stellungnahme zu dem vom 
Bundesministerium für Wissenschaft und Forschung mit Schreiben 
vom 28.3.1985, GZ. 68251/1-15/85, dem Begutachtungsverfahren zu­
geführten Entwurf eines Allgemeinen Universitäts-Studiengesetzes. 

Beilagen 

F.d.R.d.A.: 

\. 

Wien, am 18. Juni 1985 
Für den Bundesminister: 

Dr. RONOVSKY 
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" BUNDESMINISTERIUM FÜR UNTERRICHT, KUNST UND- SPORT 

GZ. )3.352/4-111/3/85 

An das 
Bundesministerium für 
Wissenschaft und Forschung 

in WIEN 

ZuZl. 68.251/1-15/85 

~achbearbeiter: Dr. STIFTER 
Tel.: 6620/2368 DW 

Das- Bundesministerium für Unterricht, Kunst und Sport nimmt zum 
ob.zi-t. Gesetzesentwurf wie folgt Stellung: 

Zu § 4 Abs.4: 

Die seit einigen Jahren geltende Regelung, daß ein bes~hlossener 
_ßtu4ienplan rechtswirksam wird, "wenn seine DurphfOhrung. nicht 

vom Bundes·ministerium fOr Wissenschaft und Forschun~ binnen zwei 
Monaten ab Einlan~en untersagt wird", hat sich nicht bewährt. Das 
Bundesministerium für Unterricht, Kunst und Sport mußte in W~hr­
nehmung der Mitkompetenz bei de~Abgabe seiner Stellungnahmen zu 
EntwOrfen von Studienplänen für Studienrichtungen (-zweige) fOr 
das Lehramt an h5heren Schulen in einigen gravierend~n Fällen 
feststellen, daß wegen Ablaufs dieser Zweimonats-Frist (vor allem 
während der Sommermonate) im Bundesministerium fOr Wissenschaft 
und Vorsehung die M5g1ichkeit zur Stellungnahme aus diesem Grunde 
entweder gar nicht gegeben war, oder die ho. Stellungnahme wir­
kungslos bleiben mußte, weil die Frist von vornherein bereits ab­
gelaufen war. Aufgrund dieser zeitlichen Bedrängnis gestaltet 
sich die ressort interne Begutachtung als sehr schwierig. Die 
Durehsicht des im Entwurf vorgelegten Studienplanes sowie der er­
forderliche Vergleich mit der bisherigen geltenden Fassung sowie 
eine überschauende PrOfung der Studienpläne anderer Fakultäten 
und der Studienordnung erfordern einen großen Zeitaufwand. 

Da d~s Bundesministerium für Wissenschaft und Forschung sich im 
wesentlichen auf den rein formalen Vergleich mit Studiengesetz 
und Studienordnung und die formalrechtliche Durchsicht der Formu­
lierungen beschränkt, bleibt dem Bundesministerium fOr Unter­
richt, Kunst und Sport in Wahrnehmung der Bestimmungen des § 10 
Abs.1 des Bundesgesetzes Ober geisteswissenschaftliche und natur­
wissenschaftliche Studienrichtungen, in dem alle Lehramtsstudien 
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aus allgemeinbildenden Fächern geregelt sind, die unverzichtbare 
und in" v,J:ele'rI"bishEfr'i'g'en'Fällen sehr bedeutsame Beurteilung der 
inhaltlichen Gesich't'sp:u'nkte bezüglich der Bedürfnisse der wissen-

, 'l. \ - .;- -,~.... \ ("" __ ~~. '_ r 
schaft lichen bzw. wissenschaftl ich-künstler ishhen Berufsf"ort b'il-
dung für das Lehramt an höheren Schulen und der Erforderni~~e ,der 
geltenden Lehrpläne. 

Die Frist von zwei Monaten ist aus den angeführten Gründen Jedan-
, ".1· I 

falls zu knapp bemessen, insbesondere auch im Hinblick aüi-=dre _:, 

Sommermonate und die damit verbundenen Urlaubs- und Vertretungs­
probleme. Es darf daher vorgeschlagen werden, entweder wieder zur 
früheren Regelung (Inkrafttreten des Studienpla'ne's'nac'h Zustim­
mung durch das Bundesministerium für Wissenschaft und Forschung, 
und nich't" automatisches Inkrafttreten dt-rrch Fristablauff 'zurück-

, , . 

zukehren, oder die Frist auf mindestensCvi~r Mo~~te zu verlän-

gern. 

Laut Rücksprache mit dem Leiter der Gruppe III/A erscheint es in 
. ._!4r":,-'",~' '"' ~~ ." ; ___ '-:.' __ ~7",.", ,~.,.:r ~'r'r""~ -~r _ ° 1--

Anbetrariht' des Widerstande~ der Stude~tenver~ret~~ gegeri-das' 
Schul'praktik~'m (reshlt ierend 'a~ch aus der Befür'ch'tung, ~cfe-r ~Sch"tÜ­
ordnung 'bzw ~ Haus-or'ci--nung zu u!riteriiegeri'f nicht zweckmäßig, -die'sen 

" Punkt i~ "'(he' Ressor'tstellungnahme aufzUnehmen . Na'ch' der gefteriden 
ho. Interp'reta t iori ~be'st etit ohnehin das 'Ha'us'r'eclit' '(und 'damit das 
Weisungsrecht) des Schulleiters.' -"'~;, ~.:,' -CC', ',' 

'" ,_," I' .- , ..... ~ •• 

§ 9 Abs.5 ~esti~mt: "Wird ein vom Bu~desmirii~ter für 'Udterric~~, 
Kunst u~d 'Sport nost~ffiii~ites Abschlußzeuinis'einer ausländi­
schen höheren Schule vor~elegt, s6 ist vom Rekto~ da~ Vorliegen 
der Voraussetzungen gemäß Abs.1 Z.3 als gegeben aniuiehen:" Diese 
Regelung wird sehr begrüßt, denn damit ist die durch die 
Nostrifikation vom Bundesministerium für Unterricht, Kunst und 
Sport festgestellte Gleichwertigkeit auch für die Universität 
ausdrücklich anerkannt. Es darf jedoch darauf aufmerksam gemacht 

.- ., .. .. 
werden, daß die Zitierung der Voraussetzungen gemäß Abs.1 Z.3 
noch der Anfügung "Z.2 und 3" bedarf. Die in Abs.1 Z.2 geforderte 
ausreichende Beherrschung der deutschen Sprache muß wohl eben­
falls bereits durch ein nostrifiziertes Reifezeugnis nachgewiesen 

sein. 
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Zu § 9 Abs.7 Z.9: 

Den Inländern gleichgestellt sind: "Ausländer (Staatenlose), die 
; " l 

Inhaber von Reifezeugnissen österreichischer höherer Schulen sind 
und die die letzten vier Schulstufen vor der Reifeprüfung ohne 
-- '.'" f. 

Unterbrechung an einer österreic~ischen.höheren Schule be~ucht 
haben." Damit erscheint die Formulierung des § 9 Abs.7 z., "unbe­
schadet des Abs.1 Z.2 (Deutschkenntnisse) und 3 (nostrifiziertes 
Abschlußzeugnis einer ausländischen höheren SChule) ~::"-nb~r­
flüssig zu sein. Damit ergeben aber. auch die Bestimmungen .des 
Abs.3 (Kenntnis der deutschen Sprache), Abs.4 (Prüfung der 

). ::. 

Gle ichwert igkei t durch den·· Rektor) und A bs. 5 (österreichisch 
nostrifiziertes ausländisches Reifezeugnis) keinen sinnvollen Be-
zug. 

Weiters· wären damit von der Gleichstellung mit den Inländern 
deo ·facto nur bezügl ich Abs. " Z. 1 (Studienpla.t zLund .Z.4 ( mit aus­
ländischem. Zeugnis jedoch~gl~ichwertiger. Zugang zu ausländischen 
Universitäten) ausgeschloss~n, solGhe Ausländer·bzv. Staatenlose, 
die ein vo~lwertiges österreichisches Reifezeugnis. als·. Schüler 
einer österreichis-chen höheren Schule oder allenfal·ls als öste.r­
re'ichische E-xterni'sten erworben haben, nur de.sh·alb ,weil sie 
nie h t voll e. vi e r 1 e t z t e :S eh u l.s tu fe n (0 der mit ein e rUn t erb r e-. . .' . . 

'.chung) die -österreichischen Schule besucht ha.benL Dies stellt 
eine Diskriminierung eines ausländischen Schülersd~r, 4er nur 
die sechste bis achte Klasse einer österreichischen AHS besucht 
und dann die österreichische,Reifeprüfung abge~egt hat, oder der 
den Voll besuch der Oberstufe durch etwa einen kurzfristigen Auf­
enthalt in seinem Heimatstaat unterbrochen hat.Sollte die 
Intention dieser Bestimmung darin Liegen, zu verhinde~n, daß zum 
Beispiel durch die bLoße Ablegung einer österreich ischen Exter­
nistenreifeprüfung di~ Bestimmungen über die Ausländer-Studien­
plätze umgangen werden, so· müßte dies an anderer ~telle kLar aus­
gedrUckt werden. Oberdies scheint durch diese Bestimmung der 
Konnex zur Z 5 desselben Absatzes nicht ·ausreichend gegeben. 

Zu § 28 Abs.12: 

"Wissenschaftliche Arbeiten sind im wesentlichen in deutscher 
Sprache abzufassen". Es dUrfte kein Grund dagegen sprechen und es 
wäre auch kaum einzusehen, warum nicht zum Beispiel Diplomarbei­
ten der Lehramtsst~~ien aus lebenden Fremdsprachen ganz oder doch 
im überwiegenden Teil in der betreffenden Fremdsprache abgefaßt 
werden sollen bzw. die Studrenordnung der Studienpläne dies vor­
schreiben dUrfte. 
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Zu § 35 Abs.3: 

\ 
I 

4 \ ' - \-

"Zeugnisse über Diplomprüfung haben die Studienrichtung (den 

If· 

Studie~z~~~g) z~ ~nthal~en~i'Di~~~'~egelUng wirdbeg~üßt; d~nn 
damit 1st hinkünftig auch gesichert, daß bei den' Lehramtsstudien 
die konkret~ romanische bzw. siawi~che Sprache (Studienzwelg für 
das Lehramt) angegeben sein muß. 

. ' 

Zu § 43'Abs.4: 

Hier fehlt der bei Lehramtsstudien sehr wichtige-Gesichtspunkt 
der "Bi~~chtig~ng~mäßigkeit". Es ist in den letzten Jahren vorge­
komme~!'daß die akademische Beh5rde gänzlich übersehen hatte, daß 
z.B. ein tschechoslowakisches Diplom nur zum Unterricht "an Schu­
len des 1. Zyklus" berechtigte - d.h. auf der Sekundarstufe 1, 
aber nicht 2! Für das "Lehramt an h5heren Schulen" ist deshalb zu 
fordern, daß das betreffende Studium bzw. Diplom im Erwerbungs­
land voll ~um U~terricht aus dem betreffenden Fich an den Schulen 

-,--

berechtigt, die den 5sterreichischeh hHheren Schulen gleichwer~ig 
sind ,~vg~. § 8). Einschränkungen z. B. hins ichtlich der" Schulstu­
fen , ,~er Schulart und des direkten Anstell'ungserfordernisses 
wären z~ berücksichtigen bzw. ihr V6rli~gen wäre ebenso g~wis­
senhaft einer Prüfung zu unterziehen wie die OberprUfung a~slän­
discherAbschluß- bzw.Reifezeugnisse für die Zulassung zum 
Studium. Die Unterschiede in anderen Schulsystemen k'Bnnen nämlich 
erhebl'ich sein. 

.. .. 
Da gemäß § 43 Abs. 6 mit der Nostrifizierung "alle Rechte erwor-
ben werden, welche nach Maßgabe d~r geltenden Rechtsvorschriften 
mit dem Besitz des inländis'chen akademischen Grades ••• verbunden 
sind" -fUr das Lehramt an hHheren Schulen also die Anstellbar-.. 
keit - ist hier umsomehr in Zeiten des inländischen Lehrerüber~ 

. . . . . . 

schusses strengste Handhabung erforderlich. Es darf daher auch nicht 
die pädagogische Ausbildung in ihrdn Hsterreichbezog~neri Teii~n 
(wie entsprechend auch die Fachdidaktik gemäß den 5sterrei~hi­
scheb Lehrplänen) zur Gänze unbeachtet gelassen werden. In diesem 
Zusammenhang erhebt sich auch die Frage der Feststellung der fUr 
den Lehrerberuf ausreichenden Beherrschung der deutschen Sprache 
(schriftlich und mündlich), die in § 43 nicht als Erfordernis an­
geführt wird. Es darf daher vorgeschlagen werden, bei der akade­
mischen Nostrifizierung nur den akaderri'ischen Grad, nicht jedoch 
die damit verbundenen "zivilen" Berechtigungen zuzuerkennen:' 
Andernfalls käme es im Bereich der Dienstbehörde bei Bewerbung um 
Aufnahme in den Schuldienst (z.B. mangelnde Deutschkenntnisse) 
mit Sicherheit zu Schwierigkeiten. obwohl eine gesetzmaßi-

ge Nostrifizierung vorliegt. 
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Zu § 44 (im Zusammenhang mit § 43 und § 9 Abs.3): 

In dieser Bestimmung über die Universitäts-Sprachprüfung mit ih­
ren beiden Leistungsstufen (Abs.2 Z.l und 2) sind zwar relativ 
klare Grundlagen gegeben, die allerdings für die Feststellung 
einer ausreichenden Beherrschung der deutschen Sprache im Hin­
blick auf eine künftige Lehrertätigkeit an einer österreichischen 
Schule nicht ausreichen und diesbezüglich auch nichts vorsehen. 
Nicht systemgerecht erscheint die in Abs. 4 weder als Uni ver­
sitäts-Sprachprüfung bezeichnete noch in ihren Anforderungen an­
nähernd vergleichbare Feststellung für den "Nachweis der Kenntnis 
der deutschen Sprache für Ausländer (Staatenlose) gemäß § 9 
Abs.3", also für künftig Studierende im Zusammenhang mit der 
Feststellung der Gleichwertigkeit eines ausländischen Reifezeug­
nisses. 

F.d.R.d.A.: 

Wien, am 18. Juni 1985 
Für den Bundesminister: 

Dr. RONOVSKY 
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